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Meine Woche 
 

 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

diese Woche haben wir FREIE WÄHLER Klar-

heit bei der Diskussion über Erster-

schließungsbeiträge für Altstraßen ge-

schaffen. Ab sofort gilt: Kommunen können 

ihren Bürgern mehr als nur ein Drittel des zu 

erhebenden oder bereits erhobenen Beitrags 

für die Ersterschließung erlassen – nach ei-

genem Ermessen gegebenenfalls bis zu 

hundert Prozent. Bisher war in den Kom-

munalabgabengesetzen (KAG) geregelt, dass 

Kommunen ihren Bürgern Ersterschließungs-

beiträge für Altstraßenfertigstellungen um 

ein Drittel erlassen dürfen. Mit der jetzigen 

Neuregelung, die sofort in Kraft tritt, stellen 

wir unmissverständlich klar, dass die Kom-

munen nicht verpflichtet sind, ihre Bürger bis 

2021 mit Beitragsbescheiden zu belasten. 

Städte und Kommunen in Bayern haben nun völlig freie Hand, ob und in 

welchem Umfang sie die Ersterschließungsbeiträge für Altstraßen, die älter 

als 25 Jahre sind und deren Beiträge im Zeitraum vom 1. Januar 2018 bis 

31. März 2021 entstanden sind oder entstehen, abrechnen.  

 

Kein Bürgermeister muss gegen seinen Willen bürgerunfreundliche Be-

scheide erlassen. Er kann sich aber auch nicht mehr hinter dem Gespenst 

einer angeblichen Veruntreuung von Gemeindevermögen verstecken und 

damit eine Beitragserhebung rechtfertigen. Die Neuregelung ist ein Angebot 

an die Kommunen, einen Haken unter unklare und nicht mehr nachvollzieh-

bare Altfälle zu setzen. Das ist eine gute Botschaft für alle Anlieger 

und für den Frieden in den Gemeinden! 

  

Wolfgang Hauber, MdL 

Innenpolitischer Sprecher 



 

Seite 2 von 6 

 

 

 

 

Zukünftig können Städte und Gemeinden auf die zweckgebundenen 

Strabs-Pauschalen zurückgreifen, um die fiktive Ersterschließung von 

Altstraßen abzugelten. So sieht es der Koalitionsvertrag bereits vor. Die 

Pauschalen in Höhe von 150 Millionen Euro für alle Kommunen stellt die 

Staatsregierung für die Kompensation der entfallenden Straßenausbau- und 

Ersterschließungsbeiträge jährlich bereit.  

 

 

Rückblick 
 

Abgelehnt wurde unser Gesetzentwurf zur Aufnahme des Klimaschut-

zes in die Bayerische Verfassung. Bis kurz vor der Abstimmung im Land-

tag hatten wir dafür geworben, den Klimaschutz als Staatsziel endlich in der 

Bayerischen Verfassung zu verankern. Schließlich ist der schnell fortschrei-

tende Klimawandel sichtbarer Beleg dafür, dass das politische Handeln dem 

Klimaschutz bislang nicht den erforderlichen Vorrang einräumt. Wir müssen 

jetzt endlich die rechtlichen Rahmenbedingungen schaffen, um dem Klima-

schutz die Bedeutung zu geben, die er verdient.  

 

 

 

Schon seit Jahren setzen wir uns für eine entsprechende Verfassungsände-

rung ein. Als Oppositionsfraktion bekamen wir dabei Unterstützung von SPD 

und Grünen – jetzt als Regierungsfraktion wird uns diese verwehrt.  
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Stattdessen stellen sich nun die Christsozialen auf unsere Seite. Insbeson-

dere den Landtags-Grünen scheint es wichtiger zu sein, Umweltthemen für 

sich allein zu beanspruchen, als tatsächlich beim Klimaschutz voranzukom-

men. Das ist enttäuschend, zumal die Grünen stets als prominente Unter-

stützer des Volksbegehrens „Klimaschutz in die Verfassung“ aufgetreten 

sind. Das gemeinsame Ziel infrage zu stellen, wenn nicht zuvor Einzelmaß-

nahmen beschlossen werden, ist unseriös und durchschaubar. Der Klima-

schutz ist zu wichtig und zu dringlich, um an parteipolitischen Egoismen und 

taktischen Verzögerungen zu scheitern.  

 

*   *   * 

 

Das beste Mittel im Kampf gegen Radikalisierung und Extremismus ist 

die Prävention. In Bayern engagieren sich zahlreiche Initiativen, Vereine 

und Gruppierungen für ein demokratisches und tolerantes Miteinander. Mit 

einem interfraktionellen Dringlichkeitsantrag haben wir FREIE 

WÄHLER uns im Sozialausschuss dafür eingesetzt, dass diese Grup-

pen bei der Vergabe von Bundesfördermitteln berücksichtigt wer-

den. Weitere Infos finden Sie hier: 

 

Link Radikalisierung/Extremismus 

 

*   *   * 

 

 
 

https://fw-landtag.de/presse/pressemitteilungen-details/news/freie-waehler-wollen-bundesfoerdermittel-fuer-bayerische-praeventionsprojekte-nutzen/?fbclid=IwAR1yLNlhJ3lIhwOqdC02F93pALRtLdbOJsqBnOC6koyk7AFAjvdA3Lg7rYc
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Verzögerungen wird es künftig auch beim Ablauf der Plenarsitzungen geben 

– wenn wir nicht gegensteuern. Deshalb haben wir gemeinsam mit unserem 

Koalitionspartner eine Änderung der Geschäftsordnung im Landtag 

beantragt. Erforderlich ist dies vor dem Hintergrund, dass der Landtag 

nunmehr aus sechs Fraktionen besteht. Passen wir die Interventionszeit 

nicht an, so werden Plenarsitzungen künftig regelmäßig bis weit nach Mit-

ternacht andauern – das kann niemand ernsthaft wollen. Wir möchten je-

doch keine Rechte der Opposition beschneiden, deshalb haben wir in zwei 

Verhandlungsrunden alle Oppositionsfraktionen am Abstimmungsprozess 

zur Neuregelung von Rede- und Interventionszeiten beteiligt. Das Ergebnis 

kann sich sehen lassen, denn der FDP wird mit dem neuen Modell beispiels-

weise eine Mindestredezeit von vier Minuten garantiert – ein ausdrückli-

cher Wunsch der Opposition, für deren Rechte wir FREIEN WÄHLER 

uns starkgemacht haben.  

 

*   *   * 

 

Eingesetzt haben wir uns diese Woche auch für die öffentlich-rechtlichen 

Rundfunkanstalten. Wir FREIE WÄHLER stehen zum dualen Rundfunk-

system in der Bundesrepublik – und damit selbstverständlich auch zu ei-

nem staatsfernen öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Dieser muss sich aus Ge-

bühren auskömmlich finanzieren können, will er sich nicht zu stark von Wer-

begeldern abhängig machen. Eine wehrhafte Demokratie ist ohne ARD, ZDF 

und ihre zahlreichen nützlichen Zusatzangebote im Hörfunk-, Fernseh- und 

Onlinebereich nicht denkbar. Weitere Infos finden Sie hier: 

 

Link Rundfunkgebühren 

 

 

 

https://fw-landtag.de/presse/pressemitteilungen-details/news/radler-zur-aktuellen-stunde-im-landtag-afd-verhoehnt-medienschaffende/?fbclid=IwAR3gGnAozMgmoPpJQT_8Vj5wvUSft5jGZXHTtmabEknoZAUjIyUJwVRUOQ4
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Eine klare Meinung haben wir auch zum Brexit. Die beste Lösung ist für uns 

weiterhin der „Exit vom Brexit“, denn Bayerns Volkswirtschaft hat gerade 

bei einem harten Brexit sehr viel zu verlieren. Wir freuen uns deshalb, dass 

mit der „Independent Group“ im britischen Unterhaus endlich neue Bewe-

gung in eine politisch komplett verfahrene Situation kommt. Sie gibt der 

wachsenden britischen Bürgerbewegung gegen den Brexit eine Stimme. Ein 

zweites Referendum hat die Chance, Großbritannien wieder auf eine neue, 

vielversprechendere Spur zu bringen. 

 

*   *   * 

 

 

Teilgenommen habe ich diese Woche im Landtag auch an Veranstaltungen 

der Kampagne "Doppelt engagiert" zur Vereinbarkeit von Beruf & Eh-

renamt. Weitere Infos finden Sie hier: http://www.doppelt-engagiert.de/ 

 

 

Auf dem Bild sehen Sie mich mit meinem FREIEN WÄHLER-Kollegen der 

Landtagsfraktion Dr. Leopold Herz.  

 

Das war`s soweit für heute. Ich wünsche Euch ein schönes Fa-

schingswochenende! 

Euer  

Wolfgang Hauber 

http://www.doppelt-engagiert.de/
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Wolfgang Gräf, Presse, Medien & Kommunikation, Bürgeranfragen 
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